
der Tatverdacht für einen Eröffnungsbeschluß gegeben 
ist. Vom hinreichenden oder dringenden Tatverdacht bis 
zum Beweis der Begehung der Straftat ist es aber noch 
ein weiter Weg. Auf einen solchen — wenn auch 
starken — Verdacht kann daher die fristlose Ent­
lassung nicht gestützt werden, gleichgültig, ob die Tat, 
deren der Betreffende verdächtig ist, im Betrieb oder 
außerhalb erfolgte.

Wird also ein zunächst Verdächtiger alsbald im 
Strafverfahren rechtskräftig freigesprochen — und 
bleibt es auch bei diesem Freispruch, wird dieser nicht 
etwa kassiert —, so muß, falls der Betrieb dennoch 
den später Freigesprochenen fristlos entlassen hat, 
dessen Klage auf Feststellung der Unwirksamkeit der 
Kündigung und Lohnnachzahlung vor dem Arbeitsgericht 
durchdringen. Es steht dann fest, daß er die strafbare 
Handlung nicht begangen hat (im Falle des Freispruchs 
aus erwiesener Unschuld), oder es steht nicht fest, daß 
er sie begangen hat (im Falle des Freispruchs mangels 
Beweises). In beiden Fällen fehlt es also am Nach­
weis der B e g e h u n g  der strafbaren Handlung im 
Sinne des § 9d KündigungsVO — im ersteren Fall ist 
sogar der Gegenbeweis geführt —, also kann die frist­
lose Kündigung keinen Bestand haben.

Ob etwa im Falle eines Freispruchs lediglich mangels 
Beweises, aber bei doch sehr starkem Verdacht, eine 
f r i s t g e m ä ß e  Kündigung zulässig ist, ist eine 
andere Frage, über die sich durchaus reden läßt. Sie 
muß dann unter Berücksichtigung des § 10 Kündi­
gungsVO geklärt werden; insbesondere wird schon die 
BGL des Betriebes sehr genau zu prüfen haben, ob sie 
einer solchen fristgemäßen Kündigung zustimmt. Auch 
die Arbeitsgerichte werden dann abzuwägen haben, was 
hier schutzwürdiger ist: die Aufrechterhaltung der Ord­
nung und Sicherheit im Betrieb gegenüber einem 
schwer verdächtigten Betriebsangehörigen, die bei“ 
seiner Weiterbeschäftigung im Einzelfalle durchaus ge­
fährdet sein kann, oder aber die Belange des Ver­
dächtigten, der ja immerhin freigesprochen ist, dem 
man also nichts hat nachweisen können.

Der Vollständigkeit halber sei noch darauf hinge­
wiesen, daß eine Entlassung dann — und zwar nach 
§ 9 b KündigungsVO — gerechtfertigt ist, wenn das 
Kontroll- oder Untersuchungsorgan, das sich mit der 
Sache befaßt hat, diese ausdrücklich verlangt. Ein 
solches Verlangen hat aber bei dem vom OG ent­
schiedenen Fall offenbar nicht Vorgelegen, sonst wäre 
dies ausdrücklich vermerkt worden.

GERHARD - GUTSCHMIDT, 
Richter am Bezirksgericht Potsdam

Die Zuständigkeit in Zivilsachen
bei Beteiligung eines Treuhandbetriebes

In NJ 1953 S. 178 setzt sich K o c h  mit Fragen der 
sachlichen Zuständigkeit in Zivilsachen unter dem Ge­
sichtspunkt der Teilnahme eines Trägers gesellschaft­
lichen Eigentums am Prozeß auseinander. Er unter­
sucht die Frage, ob die Kreisgerichte zuständig sind
1. für Mietaufhebungsklagen mit einem Streitwert 
von über 3000 DM und 2. in Prozessen, bei denen ein 
Träger genossenschaftlichen Eigentums Partei ist und 
der Streitwert ebenfalls mehr als 3000 DM beträgt. 
Koch kommt zutreffend zu dem Ergebnis, daß in die­
sen Fällen die Zuständigkeit der Bezirksgerichte ge­
geben ist.

Nicht unwidersprochen können jedoch die Aus­
führungen Kochs bleiben, soweit er sich mit der Frage 
nach der Zuständigkeit für den Fall, daß ein Treu­
handbetrieb Partei ist und der Streitwert 3000 DM 
übersteigt, befaßt. Koch meint, daß es berechtigt sei, 
„das treuhänderisch verwaltete Vermögen in seiner 
rechtlichen Behandlung hinsichtlich der sachlichen Zu­
ständigkeit gemäß §§ 42 und 50 GVG dem gesellschaft­
lichen Eigentum gleichzustellen“. Er begründet seine 
Auffassung damit, daß der Treuhänder im öffentlichen 
Interesse eingesetzt würde, um den Betrieb als Pro­
duktionsstätte zu erhalten und im Interesse der Wirt­
schaft eine reibungslose Weiterführung der Produk­
tion zu gewährleisten. Dies ist zweifellos richtig; ob die 
Begründung jedoch genügt, den Treuhandbetrieb hin­
sichtlich der sachlichen Zuständigkeit der Gerichte dem 
gesellschaftlichen Eigentum gleichzustellen, erscheint 
zweifelhaft.

Bei der Frage der sachlichen Zuständigkeit in 1. In­
stanz berücksichtigt das Gesetz neben dem Streitwert

auch die Eigentumsform und bringt folgerichtig zum 
Ausdruck, daß dem gesellschaftlichen Eigentum ein 
verstärkter Schutz und besonderes Augenmerk gebührt. 
Aus diesem Grunde ist in den Fällen, in denen ein 
Träger gesellschaftlichen Eigentums als Partei am Pro­
zeß beteiligt ist und der Streitwert 3000 DM über­
steigt, das Bezirksgericht in 1. Instanz zuständig. Es 
kommt bei der Zuständigkeit in diesem Zusammen­
hang also auf die grundlegende Bedeutung des gesell­
schaftlichen Eigentums überhaupt an und nicht auf das 
volkswirtschaftliche Interesse an der reibungslosen 
Weiterführung einer bestimmten Produktion; diese 
beiden Gesichtspunkte können nicht gleichgesetzt 
werden.

Weiterhin muß man bedenken, daß es auch Privat­
betriebe gibt, deren Produktion von großer volkswirt­
schaftlicher Bedeutung ist und die sich nicht in Treu­
handschaft befinden. Wenn man nun in der Frage der 
Zuständigkeit nur auf das volkswirtschaftliche Inter­
esse an einer reibungslosen Fortführung eines volks­
wirtschaftlich wichtigen Produktionsbetriebes abstellt, 
kommen einem an Hand dieses Beispiels starke Be­
denken an der Richtigkeit der Folgerung Kochs. Die 
volkswirtschaftliche Bedeutung der Produktion des 
Treuhandbetriebes kann die geforderte Sonderbehand­
lung nicht rechtfertigen.

Es kommt hinzu, daß das Gesetz auch eine Folgerung 
im Sinne Kochs gar nicht zuläßt, da es von gesellschaft­
lichem Eigentum spricht. Treuhänderisch verwaltetes 
Vermögen ist kein gesellschaftliches Eigentum. In Be­
ziehung auf die Wirtschaftsstrafverordnung ist die 
Treuhandschaft sachlich eine bestimmte Art der Be­
schlagnahme, d. h. ein Entzug der Verfügungsgewalt 
und kein Entzug des Eigentums. Die Notwendigkeit 
einer Treuhandschaft ergibt sich aus der Eigenart des 
Vermögensobjektes; es handelt sich in diesen Fällen 
um einen Betrieb, dessen Brachliegen (wie z. B. auch 
das einer versiegelten Wohnung) volkswirtschaftlich 
unvertretbar wäre, und der deshalb bis zu einer Ent­
scheidung in der Strafsache und damit auch über das 
Eigentum selbst durch eine von der Verwaltung be­
stellte und beaufsichtigte Person oder Institution treu­
händerisch verwaltet wird. Die Treuhandschaft ist also 
eine bestimmte Form der Beschränkung der Ver­
fügungsgewalt; das dürfte auf jede Treuhandschaft zu­
treffen, gleich auf welchen rechtlichen Grundlagen sie 
beruht und worin der Anlaß zu ihrer Verhängung be­
steht. Diese Beschränkung der Verfügungsgewalt hat 
aber auf das Eigentum selbst keinen umwälzenden 
Einfluß; es handelt sich nach wie vor um Privateigen­
tum.

Ich vermag daher nicht einzusehen, weshalb das 
treuhänderisch verwaltete Privatvermögen hinsichtlich 
der Zuständigkeit des Gerichts anders behandelt wer­
den soll als das nicht treuhänderisch verwaltete Privat­
vermögen. Wollte man es dennoch tun, so würde das 
eine m. E. unzulässige Ausweitung des Gerichtsver­
fassungsgesetzes bedeuten; dieses will nur dem gesell­
schaftlichen Eigentum — um solches handelt es sich 
bei Treuhandvermögen aber nicht — besonderen Schutz 
angedeihen lassen. An diesem Ergebnis kann auch die 
Tatsache, daß der Treuhänder durch Verwaltungsakt 
eingesetzt wird, nichts ändern; es kommt nicht auf die 
Funktion des Treuhänders, sondern auf das Eigen­
tum an.

Die von Koch angeführten Argumente wirtschaft­
licher Art sowie diejenigen in bezug auf die Stellung 
des Treuhänders können allein noch nicht überzeugen. 
Dennoch könnte man geneigt sein, ihm zuzustimmen, 
wenn die Treuhandbetriebe in anderer Beziehung wie 
in gesellschaftlichem Eigentum stehende Betriebe oder 
zumindest diesen ähnlich behandelt würden. Das ist 
aber m. W. im wesentlichen nicht der Fall, wenn sich 
naturgemäß auch einige Besonderheiten feststellen 
lassen werden. Der Betrieb wird grundsätzlich als 
Privatbetrieb behandelt. Das zeigt sich in der Einstel­
lung der Abgabenbehörden zum Betrieb, überhauot in 
bezug auf das finanzielle Gebaren und nicht zuletzt in 
bezug auf die Materialversorgung und die Vertragsbe­
ziehungen wie auch hinsichtlich der Planung. In diesen 
Beziehungen gibt es hauptsächlich nur insoweit gewisse 
Abweichungen, als Treuhänder ein VEB ist, der seiner­
seits den Treuhandbetrieb in seine Aufgaben mit ein­
beziehen kann. Das ist aber nur bei langwährenden 
Treuhandschaften der Fall, und auch dort dürften noch 
keine grundlegenden Veränderungen eintreten. Zahlen-

491


